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SdiriftUcher Beridit 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank 

— Drucksache V/2089 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ravens 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Deutsche Bundesbank wurde in 
der 119. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
6. September 1967 an den Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen federführend und an 
den Finanzausschuß mitberatend überwiesen. Der 
Finanzausschuß hat gegen die Vorlage keine Be- 
denken erhoben. 

Der vorliegende Gesetzentwurf will die Obergren- 
zen der Kassenkredite, die die Notenbank dem Bund 
und den Ländern zur Deckung eines vorübergehen- 
den Geldbedarfs im laufenden Haushaltsjahr gewäh- 
ren kann, verdoppeln sowie die entsprechenden Pla- 
fonds der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost um je 200 Mio DM aufstocken. Der Aus- 
schuß hat sich davon überzeugt, daß die gestiegenen 
Haushaltsvolumen insbesondere beim Bund und den 
Ländern eine solche Aufstockung angezeigt sein las- 
sen. Der Ausschuß legt mit der Bundesregierung 
Wert auf die Feststellung, daß durch dieses Gesetz 
der Charakter der Kassenkredite als Überbrückungs- 
kredit unberührt bleibt. Die gesetzliche Festlegung 


der Kreditplafonds stellt lediglich eine Befugnis der 
Bundesbank dar, Kredite zu geben, die betreffenden 
Verwaltungen haben dagegen keinen Anspruch dar- 
auf, daß ihnen Kredit bis zu der festgesetzten Höhe 
eingeräumt wird. Die Entscheidung der Bundesbank 
hängt im Einzelfall unverändert von ihrem pflicht- 
gemäßen Ermessen ab, das auf der Beurteilung der 
jeweiligen kredit- und währungspolitischen Gesamt- 
situation beruht. 

Der Ausschuß hat ferner die Anregung des Bun- 
desrates geprüft, den Kassenkreditplafond künftig 
kontinuierlich dem fortgeschriebenen Bevölkerungs- 
stand anzupassen. Er hat sich die Gegenäußerung 
der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundes- 
rates zu eigen gemacht. Auch er hält feste Plafonds 
für unerläßlich, um sie auch für Außenstehende 
jederzeit überschaubar zu machen. Gegen jede Art 
von Dynamisierung derartiger Plafonds bestanden 
im Ausschuß grundsätzliche Bedenken. 

Es wird dem Hohen Hause die Annahme des Ge- 
setzes in der von der Bundesregierung vorgelegten 
Fassung empfohlen. 


Bonn, den 7. September 1967 


Ravens 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2089 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 7. September 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Ravens 

Vorsitzender Berichterstatter 
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